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Palästinensische Gewerkschafterlnnen in Basel
Chadeer ALSHEIKH, Cewerkschafukoordinatorin von Tulkarem und Frauenverantwortliche
im Texti lbereich, NabilJlNAW|, Präsident der Cewerkchaft Telekommunikation aus Nablus,
und Mahmoud ZIADA, Cewerkchafukoordinator des DWRC (Zentrum für Arbeiterlnnen-
rechte in Ramallah) und Präsident der Organisation der Familien von Cefangenen, besuchten
am 3. Dezember Basel. Sie waren Teil einer 1O-köpfigen Cewerkschafudelegation, die
auf Einladung französischer und spanischer Cewerkschaften Europa besuchten. Die drei
sprachen auch in Lausanne und Cen[ Neben verschiedenen Cesprächen (lCA, Basler
Zeitund organisierte das Palästina-Komitee zusammen mit den Cewerkschafubünden

Am 17.11.04 erfuhren wir vom Tod
unseres Vorstandsmitgliedes Hänse
Dettli vom PaKo Zürich. Es ist für uns
alle ein grosser verlust.

Verkauf von Olivenöl
und Za'tar durch PaSo
Das Paso organisiert seit drei Jahren
Verkaufsstände, insbesondere in der
Adventszeit. Auch im Herbst 04 standen
wir auf dem Bankenplatz oder an der
Schiff lände. Daneben ver[auflen wir
auch Öl und Za'tat an die Neue PdA,
die lCA, BastA!, das Hirscheneck und
verschiedene Einzelpersonen, die das
Ol resp. Za'tar in ihren Kreisen absetz-
ten. Insgesamt verkauften wir im Raum
Basel ca. 500 Flaschen Ol und ca. 350
Säckchen Za'tar.
Das PaSo arbeitet miL dem Verein
,,Olivenölkampagne" in Zütich zusam-
men. Dieser bezieht das Olivenöl von
PARC (Palestinian Agriculture Relief
Commitees), einer Basisorganisation von
etlichen bäuerlichen Cenossenschaften in
den besetzten Cebieten.

Diskussion über das
,,Genfer Abkommen"
Anschliessend an den formellen Teil der
Crü ndu ngsversam m lu ng d iskutierten
Anjuska Weil und Laurent Vonwiller (pro)
sowie Sami Daher und Birgit Althaler
(contra) über Inhalt, Auswirkungen und
Nützlichkeit des Cenfer Abkommens.
Das Cespräch wurde vom Journalisten
Andreas Zumach geleitet. Ca. 70 Inte-
ressierte verfolgten die kontroverse und
spannende Diskussion. Die Palästina-
Solidarität hatte den von der offiziellen
Schweiz unterstützten Vorschlag für ein
Friedensabkommen seit einem Jahr ver-
schiedentlich diskutiert und beschloss
darauf, die Diskussion anlässlich der CV
an die Offentl ichkeit zu tragen.

Spenden braucht's!
Unterstützt mit Eurer Spende das Erscheinen
des Palästinalnfos! Es finanziert sich durch
den Verkauf zum Stückpreis von zwei
Franken und vor allem durch Spenden
von Leserlnnen (Cratisversand). Hezlicnen
DanL an dieser Stelle den Bro<s,,üBigen
Spenderlnnen der enten Ausgabe!

Celdspenden an:
Palästina-Komitee Region Basel,
Postfach 4070, 4002 Basel,
PC 40-7568s6-2

Aktivitäten des Palästinakomitees Zürich
Das Palästinakomitee zürich unlerstützt ab sofort die Herausgabe des Bulletins und stellt
sich hier kurz vor.
Zum internationalen ProtesttaS gegen den Mauerbau lancierten wir eine Petition an den
Bundesrat und führten in Zürich verschiedene Kundgebungen mit einer zementverkleideten
Mauer von 2,5 m Höhe und 5 m Länge durch. Mit Megafon und VBZ-Tschingel machten wir
auf die schweren Völkerrechtsverletzunsen durch den Mauerbau aufmerksarrr.
Wir führten regelmässige Standaktionän in Zürich durch mit dem Schwerpunktthema
,,Boykott von israelischen Produkten bis zum Ende der Besatzung in Palästina".
Ein Vorstandsmitglied engagiert sich in unserem Namen beim Proiekt ,,Ccmeinden für
Cemeinden" - ein Projekt, das Verbindungen zwischen schweizerischen Cemeinden und
Cemeinden in Palästina herstellen wil l.
Den vollständiSen Jahresbericht haben wir an unsere MitSlieder und Spenderlnnen
verschick.

Aus PaKo wird PaSo
Am '15. Dezember konstituierte sich
das Palästinakomitee nach vier Jahren
Tätigkeit als Verein und benannte sich
an der Cründungsversammlung rn
,,Palästina-Solidarität der Region Basel"
um. An der Versammlung wurden die
(bisher gültige) Plattform sowie neu
Statuten verabschiedet und ein Vorsrano
gewählt. Die Vorsundssitzung iindet wie
gewohnt am ersten Dienstag des Monats
statt. Die Sitzungen sind offen und alle
Teilnehmerlnnen können mitbestimmen.
Wer mit einer Mitgliedschaft unsere
Aktivitäten unterstützen möchte, zahlt
mindestens 20 Franken im Jahr auf das
PC-Konto 40-756856-2.



Ohne Einkommen keine
Selbstbestimmung

Die 1,4 Millionen Palästinenserlnnen im Cazastreifen sind seit 1 994 durch den israe-
lischen ,,Sicherheitszaun" vollständig von der Aussenwelt abgeschlossen. Von diesen
1,4 Millionen konnten 1999 noch 29 865 Menschen täglich das ,,Freiluftgefängnis"
verlassen (hauptsächlich um in lsrael einer Arbeit nachzugehen). lm Jahr 2004 waren
es durchschnittlich gerade noch '1946 Menschen (UNO-Bericht über die humanitäre
Situation im Cazastreifen). Seit Anfang 2005 riegelt die israelische Armee die
Ubergänge praktisch vollständig ab (zeitweise auch für Nahrungsmittellieferungen).
Die iournalistin Leila Farsakh hat in einem Artikel diese Abhängigkeit beschrieben.
1977 waren rund 30 Prozent der Arbeitskräfte der Westbank und 40 Prozent iener
aus Caza in lsrael beschäftigt. Beide Zahlen sanken drastisch, nachdem lsrael 1993
die Cebiete abriegelte. lm Jahr 2000, vor Ausbruch der zweiten Intifada, arbeiteten
16 Prozent der Erwerbstätigen der Westbank und 25 Prozent derer aus Caza in
lsrael. (Challenge, .luli 04) Nach 4 Jahren lntifada schätzt die Weltbank die Zahl
der in lsrael Beschäftigten auf 33 000, wobei die Hälfte davon illegal und ohne
Bewilligung (hauptsächlich aus der Westbank) in lsrael arbeiten.
Die internen Abriegelungen und die systematische Zerstörung von Werkstätten,
Märkten und landwirtschaftlichen Flächen hat zudem die palästinensische
Wirtschaft in den besetzten Cebieten weitgehend lahmgelegt.
DieAuswirkungen der Besatzung und die erwähnte Abhängigkeit haben katastrophale
Folgen für die Betroffenen. So schreibt die ILO (internationales Arbeitsamt in
Cenfl:,,1n den besetzten Cebieten wird die Wirtschaft stranguliert, und dies hat
weitreichende soziale Auswirkungen. Die palästinensische Cesellschaft leidet unter
Armut und überlebt nur dank umfangreicher Hilfe aus dem Ausland." (j. Somavia,
Ceneraldirektor der lLO, Frühling 04). Nur noch ein Drittel der Erwerbsfähigen verfügt
im Westjordanland über eine bezahhe Arbeit. lm Cazastreifen geht sogar nur eine/r
von 7,6 Erwerbsfähigen einer bezahlten Arbeit nach. (lLO) Die Hälfte der paläs-
tinensischen Bevölkerung in den besetzten Cebieten lebt unter der Armutsgrenze.
Die gesamte Bevölkerung musste seit 1999 ihren Lebensmiftelkonsum um 30-35
Prozent reduzieren. 13,3 Prozent der Kleinkinder zwischen 6-39 Monaten leiden
an Unterernährung. Dies ist vergleichbar mit Eritrea 1995 oder Nigeria 1999.
(Weltbankbericht vom Juni 04) lm Cazastreifen war im Jahr 2003 rund die Hälfte
der Bevölkerung von Nahrungshilfe abhängig. Die Armut hat sich in den letzten fünf
Jahren in den besetzten Cebieten verdreifacht. (lLO)
lsrael hat mit dem Ausschluss palästinensischer Arbeiterlnnen und der Abhängig-
machung der Wirtschaft in den besetzten Cebieten gezielt die Verwirklichung
der Crossisraelpläne vorbereitet, die eine vollständige Zerstörung der Wirtschaft
und eine schlussendliche Vertreibung der palästinensischen Bevölkerung aus den
besetzten Gebieten beabsichtigt. Auch wenn unter internationalem Druck eine
palästinensische Selbstverwaltung in den besetzten Cebieten durchgesetzt würde,
wäre die wirtschaftliche Unabhängigkeit zentrale Voraussetzung; ansonsten wird
aus der palästinensischen Selbstverwaltung ein Eantustan nach südafrikanischem
Apartheidsmuster. Der freie Export von Cütern und der freie Durchlass der
palästinensischen Lohnabhängigen nach lsrael sind zentrale Voraussetzungen für eine
dauerhafte Friedenslösung. (Siehe auch Artikel über den Weltbankbericht zum Caza-
Rückzugsplan)
Quellen: ILO-Bericht über die besetzten arabischen Cebiete vom Sommer 04, auf Deutsch
unter http://wwwilo.org/public/german/standards/relm/ilclilc92lpdf/rep-i-a-ax.pdf.
Weitere Berichte in israelischen Zeitung Challenge: auf Deutsch: http://www.challenge-
magazin.de, auf Englisch: http://www.workersadvicecenterorg.



Sklavenarbeit in lsrael
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In lsracl arbciten run(l -100 000 (2001) rcchtlose auslänclische, nichfjLidische
Arbeiterlnnen unter sklavenähnlichcn Bcclingungcn. Das sincl 12,5 Prozenl aller
E rwerbst.it ig,en. Mehr als die Hälfte lebt und arbeitet i i lcgal in lsracJ. Sie komnren
aus Rumär'rien, China, clen Phil ippinen, Thailancl uncl anderen Ländern Ostcuropas
uncl Asicns. Sic arbcitcn vor allerr aui clern Bau, in cler Landwirtschaft uncl in der
Hauspflege bei Kranken und Behinderten. Seit 1 c)93 föfdcft die Regierung clie Einreise
der Arbeitsmigrantlnnen im grossen Stil, urr clie p.rlästine nsischen Arbciskräftc zu
crsctzcn.
Der  lmpor t  von  b i l l i gcn  aus länd ischen Arbe i tsk rä i len  is t  fü r  d ie  i s r . re l i schen
Leihfirmen wie die Unternehmer in lsracl cinc wichtige Profitquelle geworclen. Die
Arbeiterlnnen müssen 2000 bis 15 000 Dollar im Voraus zahlcn oder ihre Häuser irr
Herkunftslancl an ri ie Leihfirmen verpfänclen (üblich in Rumänien), unr überh.rupt
nach lsracl zu kommen. In ihren Pass wird der Arbeitgebel f i lr den sie in lsrael arbei
ten sollen, eingetragen. Die meisten Unternehmerlnnen nchmcn dcn Arbeiterlnnen
die Pässe ab, soclass cliese sich nicht mehr frei irn Lancl bewegen können. Als i l leg.rlc
Einwanclcrer leben sie in Ce[ahr, aLrfgegriifen uncl in ihr Heinatland ausgeschatlt zu
wcrdcn. Dic Arbcitgcbcr nutzcn clicsc Abhängigkeit ausgiebig aus. 70 Prozent der
Betroffenen erhalten laut Stuclicn dcs Arbeitsm in isteriu rrs clen gesetzlich vorge-
schriebenen Minimallohn nicht. Ofi nrüssen sie in prekärcn Untcrkilnftcn an ihrcn
Arbeilsorler'r leben und werclen von ihren Arbeitgebern und Bodygards auf Schritt
uncl Tritt bewacht. Zuclem sind cliesc auslänclischen Arbeitskr:if le weitgehencl von
den gesetzlich vorgeschriebenen Sozialleistungen (Kranken , Invaliclen und Muttcr
schaftsve rsicheru ng) ausgeschlossen. Wenn sie krank, invaiid ocler schwanger werden,
werden sie meist in ihre Heim.rl länder abgeschoben. Weil cl ie Arbeitsbecl ingu ngen
dcrart schlccht sind uncl die versprochenen Löhne oit nicht bezahlt werden, ver-
lässt die Mehrheit der cinst lcg.rl cingcrcistcn Arbcitcrlnncn clie ihnen zlrgeteilterl
Arbeitgeberlnnen uncl taucht in die l l legalität ab.
lm September 2002 hal rJie Regierung Sharon eine spezielle Auslä nderpolize i
geschaffen. Ziel der Regierung ist cs, jährlich 50 000 Arbcitsim migrant Innen ir 'r ihre
Heinrat abzuschieben. Die Abschiebung von Tausenclen von auslänclischcn Arbciter
Inner'r hat den Druck auf sie uncl ihre Erpressbarkeit erhöht. So .rrbeiten Behörcien,
Unlen'rehmerlnr'ren uncl Leihfirmen Hand in Hancl. D,ls Cesch.ift mit der lmmigration
ist so lukrativ Lrnd all läglich, class israelische Tageszeitungen schon mehrere Fälle von
Schmiergelclaffären bis in die hiichsten Regierungstellen aufgcdcckt habcn. Es wurden
sogar l l legale bei Renovationsarbeiten in cler Knesset ocler bei Reinungsarbeiten in
Polizcistationcn in Tcl Aviv rcgistricrt.

Quelle: Hotline for Migfant Workers in Tel Avl\,, rvwrv hotl ine.org. i1.
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Die Siedlung vor dem Fenste

lch traf Abu lunis während eines ISM-
Einsatzes im Westjordanland im Herbst
2004. Unser Ziel war es, palästinensische
Bauern und Bäuerinnen bei der Ernte in
gefährlichen Cebieten zu unterstützen.
Als gefährlich gelten Cebiete, die in
der Nähe von Siedlungen oder der
Trennungsmauer liegen. Die Menschen
dort sind am häufigsten Ziel von Angriffen
durch israelische Soldatlnnen oder Sied-
lerlnnen, und ohne Hilfe von aussen sind
sie diesen schutzlos ausgesetzt.
Abu lunis lud uns zum Tee ein und erzählte
uns seine Ceschichte: eine Ceschichte,
wie man sie im Westjordanland immer
wieder hört.
Während Cenerationen bewirtschaftete
Abu lunis' Familie ein acht Hektar grosses
stück Land ausserhalb Hebron, etwa
so gross wie ein Fussballfeld. Seit dem
Sechstagekrieg wurde dieses Land Stück
für Stück enteignet, sei es durch einen
neuen Sicherheitszaun um die Siedlung
oder durch andere Methoden. Von den
acht Hektaren bleiben Abu lunis unrer-
dessen noch 1,9 ha mit Olivenbäumen
und einigen Reben. Aber auch dieses
wenige Land können der alte Mann und
seine Frau schon lange nicht mehr selbst
bewirtschaften, dazu fehlt ihnen die Kraft.
lhre Kinder haben Hebron aus Angst vor
den ewigen Übergriffen durch die Armee

2ü) Meter von der Siedlung Kiryat Arba steht
das Haus des bedängten palästinensischen
Bauern Abu lunis

Westbank

verlassen; wer so nahe an einer Siedlung
wohnt, dessen Haus wird regelmässig von
der Armee durchsucht. .lunge Männer, ob
politisch aktiv oder nicht, werden dabei
sehr oft willkürlich festgenommen und
erst Tage oder Wochen später frei gelas-
sen.
Nicht verwandte Helferlnnen weroen
von der israelischen Armee meist nicht
geduldet. Einige Wochen, bevor ich in
Hebron ankam, wollte eine Cruppe von
italienischen Aktivistlnnen Abu lunis bei
der Olivenernle helfen. Wie vorgeschrie-
ben, meldeten sie dies der Armee. Doch
schon am ersten Tag wurden sie - trotz
der gültigen Bewilligung - aufgefordert,
das Crundstück von Abu lunis zu venas-
sen. Als Begründung wurden, wie immer
,,5icherheitsgründe" angegeben.
lmmer wieder wird versucht, Abu lunis
und seine Frau ganz zu vertreiben,
Beinahe wöchentlich kommt eine Cruppe
von Siedlerlnnen auf sein Crundstück,
beleidig und bedroht Abu lunis und
seine Frau, beschädigt Olivenbäume,
Reben oder gar das Haus. Die Armee
kommt immer wieder in der Nacht und
durchsucht das Haus.
Die Bauern und Bäuerinnen im
Westjordanland sind der Willkür ihrer
Besatzer ausgesetzt. Jedes Jahr kommt
es zu schweren Ubergriffen sowohl von
Seiten der Siedlerlnnen wie auch von
der Armee: Palästinenserlnnen werden
zusammengeschlagen, von ihrem Land
vertrieben und die gesammelten Oliven
werden auf dem Boden verstreut.
Abu lunis musste sich wenigstens dieses
Jahr keine Cedanken um seine Oliven
mehr machen: Während zwei Tagen hal-
fen wir ihm bei der Olivenernte; natürlich
ohne Bewilligung der Besatzungsmacht.
Aber schon nächstes Jahr steht er we
alle anderen palästinensischen Bauern
und Bäuerinnen wieder vor denselben
Problemen. Es gibt (noch) nicht genug
internationale Helfer, als dass annähernd
jedem Bauern/ jede Bäuerin unteßtützt
werden könnte.

Siedlergewalt und Enteignungen machen
die Landwirtschaft in den besetzten
Cebieten schwietig un<] gefährlich. Ein
paläslinensischer Bauer aul seinen Feldern
unler der Siedlung A el Westbank).

International Solidaritv
Movement

Helferlnnen aus aller Welt vom lnternational
g)lidarty Mouvement (ISM) beider Olivenernte
Itei Abu lunis (Hebron, Westbank)

ISM steht für ,,lnlernational Solidarity Move-
ment". Die Organisation wurde im Jahr
2000 vun einem jddrschen I'rdeli, cin('m
Palästinenser und zwei U5-Amerikanerlnnen rns
Leben gerufen. Diese waren der Uberzeugung,
dass die israelische Besatzung der palästinen-
sischen Cebiete das Kernproblem des Nahost
konfliktes ist, und suchen nach einem Weg,
wie internationale Aktivistlnnen einen Beitrag
zu einem nachhaltigen, gerechten Frieden
in der Region leisten können. ISM basiert
auf drei Crundsätz.'n: -1. Konsensorientierte
Entscheidungen (hierarchische Strukturen gibt
es nich0 2. Cewaltfreiheit 3. Führung durch die
palästinensische Cemeinschafi .
In den letzten vier Jahren haben mehrere
hundert Internationale (va. aus Europa und
Nordamerika) unter ihnen auch viele jüdi-
schen Claubens an |SM-Kampagnen (2.8.
gegen den Mauerbau oder zur Unterstützung
bei der Olivenernte) teilgenommen. Die Länge
des Einsatzes bestimmt jedeR selbst: von zwer
Wochen bis sechs Monaten ist alles möglich.
Weitere Informationen unter:
www. palsol idarity.org



Landwirtschaft in Palästina

Eine Bäuerin zeigt die von den Besatzern abgeschnittenen Äste ihres Olivenbaumes

Das wichtigste Produkt für die palästi-
nensische Landwirtschaft sind Oliven,
welche in kleinen Pressen zu Olivenöl
verarbeitet werden. Ceschätzte 10
Millionen Olivenbäume bedecken 45%
des fruchtbaren Landes.l Das fflücken
ist eine aufwändige und zeitraubende
Beschäftigung, welche Tausende von
Arbeitskräften benötigt und beinahe
einen Monat dauert. Bei dem heuti-
gen Zustand der besetzten Cebiete
ist die Ernte mit grossen zusätzlichen
Schwierigkeiten verbunden.
Das Hauptproblem der palästinen-
sischen Bauern und Bäuerinnen ist
der Siedlungsausbau. Nach dem
Sechstagekrieg 1967 wurde sämtli-
ches Land in den besetzten Cebieten,
welches als,,ungenutzl" eingestuft
wurde, verstaatlicht. Daz u gehörte
auch Land, welches Hirten und
Beduinen nutzten, sowie Weideland
und brach lieeendes Ackerland. Wer

das Land nutzen oder bebauen will,
muss seither eine Bewilligung einholen
- bei derer Erteilung die Palästinen-
serlnnen den israelischen Siedlerlnnen
gegenüber massiv benachteiligt wer-
oen,
Neue Siedlungen gitrt es zwar kaum.
Dafür werden bestehende systema-
tisch ausgebaut. Die Armee baut (oft
mithilfe verzweifelter palästinensischer
Arbeitskräfte) vermehrt neue Zäune um
diese herum - aus Sicherheitsgründen,
wie gesagt wird. Dadurch wird immer
mehr landwirtschaftlich genutztes Land
enteignet. Von Cesetzes wegen hatlen
die Landbesitzerlnnen zwar das Recht,
auch innerhalb von Siedlungen ihre
Olivenbäume zu pflücken. Doch wird
in den meisten Fällen dieses Recht
von der Armee verweigert oder einge-
schränkt, so dass eine Ernte unmöglich
wird. Selbst wenn die Bauern in
die Siedlungen gelangen könnten:

Die Angst vor den Siedlerlnnen und
deren Schikanen ist zu gross. Das
gleiche Problem haben Hunderte
von Kleinbauern und -bäuerinnen,
die entlang der Trennmauer le-
ben. lmmer wieder erzwingt lsrael
durch Cerichtsenscheide klerne
Anderungen zum Verlauf der Mauer.
Diese ändern aber nichts an der
Tatsache, dass die Trennmauer durch
das Land der Palästinenserlnnen
verläuft. Laut den offiziellen Plänen
werden so bis zur Fertigstellung 1 1olo
des Westjordanlandes abgezweigt.2
Ausserdem werden jährlich unzählige
Olivenbäume unter dem Vorwano
der Sicherheit zerstört: Die UNO
spricht von übe( 221 000 Stück seit
September 2000.1
Das Landproblem ist nicht das einzige,
mit dem die Bauern und Bäuerinnen zu
kämpfen haben. Nach der Ernte stellt
sich die nächste Frage: Wie transpor-
tiert man die Oliven zur Olivenpresse,
und wie kommt das Olivenöl auf qen
Markt bzw. zum Händler?
Das Westjordanland hat ungefähr die
Crösse des Kantons Waadt. ln diesem
kleinen Streifen Land, das durch 60
Checkpoints und mehrere hundert
Strassenblockadena zerrissen ist, ist
es manchmal unmöglich, das verar-
beitete Olivenöl in die nächste grosse
Stadt auf den Markt zu transportieren.
Doch die Palästinenserlnnen lassen
sich nicht unterkriegen. Anstelle von
Autos werden Esel eingesetzt, welche
die Strassenblockaden passieren kön-
nen. Der Aufwand für die Ernte wird
durch all die Hindernisse aber immer
grösser. Weil gleichzeitig der Preis für
Olivenöl auf dem Weltmarkt gefallen
ist, lohnt es sich für die Landwirte meist
nicht mehr, Öl zu Exportzwecken zu
verkaufen.
Auch die Zukunft sieht alles andere
als rosig aus. Nach dem Rückzug aus
dem Cazastreifen wird sich diese
Situation nicht verbessern, denn die
Siedlungen im Westjordanland bleiben
unangetastet. Erst wenn alle illegalen
Siedlungen in den besetzten Cebieten
geräumt und die Besalzung beendet
sein wird, kann sich die palästinen-
sische Landwirtschaft erholen. Erst dann
werden die Bauern und Bäuerinnen
wieder ein vernünftiges Einkommen
haben und ein menschenwürdiges
Leben führen können.1 UNO Fact Sheet 

"The 
Olive Harvest in the W€stbank and Caza Stip October November 2004".

2 UNO-Broschüre: ,,The Humanitarian lmpact of the West Eank Baiiier on Palestinian Communities".
3 s iehe 1.
4 UNO: OCHA-Karte: ,Westbank Closures, J'rly
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der Gaza-Rückzugsplan
Die Weltbank und

,,Dieser Bericht mahnt uns: Die palästi-
nen:i ' ,-he Wirtschaft befindet sirh in einer
tiefen Krise. Der Rückzug alleine wird
diese gefährliche, unerträgliche Situation
nicht ändern." Mit diesen Worten nimmt
der Präsident der Weltbank, James S.
Wolfensohn, bereits im Vorwon einen Teil
der Ergebnisse vorweg: Der Rückzugsplan
wird die wituchdftl iche Kriiensitudtion in
den besetzten Cebieten nicht beheben.
Denn eine Arbeitslosenrate von rund
5O% in Caza kommt nicht von irgend-
wo, sondern ist eine direkte Folge der
i"raelischen nbriegelung. Die unzähligen
Checkpoints, die Separationsmauer und
die damit verbundene lnexistenz interner
Transporte von Menschen und Waren
verunmöBlichen heute einen wirtschaftl i-
chen Aufschwung. Dabei wäre gerade
dies eine wichlige Vordussetzung iür je8-
liche Form von Friedensprozess.
Die Weltbank hat spezielle Hochrech-
nungen bis 2006 angestellt, um den wirt-
schaftl ichen Status Quo der palästinensa-
schen AutonomieSebiete mit ienem nach
dem Rückzugzu vergleichen. Die Resultate

Das Catter 6t wieder einmal geschlossen und a//e müssen er umgehen: stru\\ensperre bei /enin.

sind ernüchternd. Weder das Pro-Kopf-
Einkommen noch die Arbeitslosenrate
weisen eine merkliche Abweichung auf.
Was den ohnehin bereits drastischen
Werten (rund 72% der Bevölkerung
Cazas unter der Armutsgrenze!) noch
eine Brössere Dimension verleiht, ist die
Tatsache, dass diese Hochrechnungen
bereits Hilfsgelder von mehreren hunctert
Mio. US$ beinhalten. Die Weltbank geht
dabei davon aus, dass die Hilfsgelder
2005 und 2006 gegenüber den Vorjahren
zurückgehen, da die Celdgeber angesichs
der ', heinb,rr aussi.hsl, 'sen I age weniger
investieren werden. Sie macht aber
darauf aufmcrksam, dass gerade in diesen
beiden Jahren ein zusätzliches Aufstocken
der Hilfsgelder, einhergehend mit dem
Abbau der israelischen Abriegelung,
drinSend nöti8 wäre, um die wirtschaftl i-
che Entwicklung der Autonomiegebiete
anzustossen und einen völl igen Kollaps zu
verhindern.
Dcr Cdzd.Rü( kzug.plan -iehL keinen
Rückzug der israelischen Soldatlnnen aus
den Crenzgebieten (2.8. zu Agypten) vor

Sowohl der Küstenstreifen wie auch der
ganze Luftraum Cazas sollen unter exklu-
siver Kontrolle des israelischen Militärs
bleien. Dies können keine Bedingungen
für einen wirschaftl ichen Aufschwung
der palästinensischen Autonomiegebiete
sein, wenn man verhindern wil l, dass die
Exporte nicht mehr wie heute zu 90%
über lsrael laufen. Die Weltbank stellt in
ihrem Do:rier die Noh&endiBkeil einer
Luft- und Seeanbindung der palästinen-
sischen Cebiete an umliegende Staaten
sowie einer Verbindung von Cazastreifen
und Westbank in den Vordergrund.
Durch die so genannten,,international
gateways" soll beispielsweise ein direkter
Warenfluss über Agypten oder Jordanien
möglich werden.
Cenerell ist noch nicht klar, wie das
Elektrizitäts und Wassernetz, das die
israelischen Siedler zurücklassen, den
Palästinenserlnnen übergeben wird;
denn lsrael sieht vor, das Verfügungsrecht
einer dritten, internationalen Parte,
zu übeftragen, die es wiederum den
Palästinenserlnnen bereitstellt. Dies
schliesst aus, dass die Palästinenserlnnen
autonom über ihre Ressourcen vedügen
können.
Die Weltbank empfiehlt lsrael, den
palästinensischen Arbeitskräften in lsra-
el die Arbeitsstelle für mehrere Jahre zu
garantieren. Mit dem ,,Einlenken" der
israelisr-hen Regierung tnachzulesen in
dem letzten Dezember erschienerrerr
Bericht über die weitere Diskussion zur
Untersuchund hat sich die Situation
sogar verschlimmert: Der,,überarbei-
tete" Rückzugsplan sieht eine bis 2008
befristete und danach abrupt endende
Arbeitsbewill igung für palästinensische
Arbeiterlnnen vor Der Rückzugsplan ist
in diesem Sinne nicht nur eine verschärfte
Abriegelung: tr Lomml tusätrl ich einer
regelrechten wirtschaftlichen Erdrosselung
gleich. nw
Quelle:
The World Bank: Disengagement, the
Palestinian Economy and the Settlements,
)une 23, 2004.
http r//wra.^,1/.world ban k.o rgl, Middle East &
North Africa / West Bank and Caza

Kontrolle von Arbeitern in Nablus



Interview mit den Regisseuren
des Filmes ,,Route 181"
Wir trafen die beiden Filmemacher,
den palästinensischen Israeli Michel
Khleifi und den jüdischen lsraeli
Eyal Sivan, nach der Premiere ihres
Filmes in Zürich. ln einem kleinen,
zum Kino gehörenden Caf6 sprachen
wir mit ihnen über ihren ausge-
sprochen empfehlenswerten Film
und besonders über das Thema der
Separation lsraels und Palästinas.

Haben Sie diesen Film fü ein spezielles
Publikum gedreht?
Eyal Sivan: Nein. Der Film wurde als
Film gemacht, ohne spezielle Cedanken
daran, wer ihn sehen würde und was
damit geschehen wird. Natürlich dachten
wir, dass so ein Film in den verschiedenen
Cesellschaften unterschiedlich aufge-
nommen werden würde. Dennoch ist
e: eine Vision, eine Position und eine
Beschreibung der Realität, welche jeden
interessieren kann. Denn der Palästina/
lsrael-Konflikt ist kein lokaler Konflikt,
sondern ein internationaler.
Michel Khleif i: Und ein Konflikt zwr-
schen Menschen. lch denke, jeder
Konflikt zwischen Menschen betrifft uns,
betrifft dich und mich.

Warum greifen Sie auf die Ceschichte von
1918 zurück bzw. auf den UNo-Iei/ungs
plan von 1948? Warum machen Sie
heute einen Film über etwas, was in der
Vergangenheit Iiegt?
E.S.: Weil es eine Vergangenheit ist,
die nicht vergeht. Alles was wir heute
im Nahen Osten zu sehen bekommen,
ist nur ein Schritt in dem Prozess, der
Anfang des 20. Jahrhunded mit dem Plan
der Kolonisierung Palästinas durch die
zionistische Bewegung begann.
Wenn wir auf die Problematik heute
schauen, so erkennen wir, dass in ihrem
Zentrum eben 1948 steht die Flücht-
l inge, das Recht auf Rückkehr \ /enn wrr
darauf schauen, von wem die grössten
Widerstände kommen und wer das

8rösste Leid zu ertragen hat, so sind es
die Menschen in den Flüchtl ingslagern.
1948 ist also der Ausgangspunkt.

Wenn hPule von Faeden'!^ionpn Be-
sprochen wircl, /st dies meist mit dem
ktnzept der Separation, der Trennung
zwi sche n p al äst i ne nsi sch er u nd i sr ael i scher
Cesellschaft verbunden. C/auben Sie, dass
es in dieser Richtung eine Lösung gibt?
M.K.: Nicht alle Menschen teilen die ldee
der SeparaLion und sehen darin einen
Ansatz für Frieden. In meinen Augen ist
es eine l l lusion, dass Separation Frieden

,,ln meinen Aogen ist es eille ///u5i(D, c/ass -Sqraration Frietlen bringt. (Michel Khleifi)

anderen zu vermischen, sondern dass er
clie ewige Separation predigt. Das ist es.
Die einzige richtige Haltung gegenüber
dieser Haltung einer ethnokratischen
Apartheid ist, zu sagen: Wir wollen zu-
r,tmmen lehen und da. Problem gemein
sam lösen.

Will clas heissen, Sie haben diesen Film
gerlreht, um eine Einstaatenlösung zu
propagandieren?
E.S.& M.K.: Nein, uns geht es nicht um
Propaganda!
E.S.: Wir machen keine Propagrnda, wir
wollen, und das ist zentral, die Realität
festhalten. Wir leben in einer verschach-
tcltcn Situation; die israelische und die
palästinensische Cesellschaft leben nicht
nebeneinander, sie sind miteinander
verflochten, zum Teil überlagern sie sich.
Ein Kibbuz oder Mochshav liegt oft auf
dem Land eines palästinensischen Dorfs;
dcsscn ursprüngliche Bewohnerlnnen
leben vielleicht in unminelbarer Nähe.
Diesc zwci Cesellschaften haben einp

Uemern.dme Ce:chithte, sind abhängig
voneinandet und beide betrachten das
Land, das sie bewohnen, als ihr eigenes.
Beide unterstehen derselben Regierung.
Angesi( hl5 die5er Redlität i. l  die frage
der militärischen Besatzung entschei-
dcnd. Ohne ein Ende dieser Besatzung
kann an Liisungen gar nicht gedacht
werden. Heute heisst es, die Besatzung
wird mit dem Konflikt enden. Das geht
nicht. Das Ende dieser Besatzung ist der
Ausgangspunkt, von dem aus überhaupt
erst darüber nachgedacht werden kann,
wie der Konflikt 6elöst werden kann. In
dem Sinn gcht es nicht um die Frage, ob
ein oder zwei Staaten.

bringt, wenn man darunter versteht, d.rss
es meinetwegen zwei Staaten gibt, alrcr
ohne clrss einer hcrrscht unci cler anoere
beherrs, ht wirrl, ohne M.rt htgeiJlle im
Nahen Osten oclerweltwcit. lm CeBenteil:
Erst wenn sich beide Seiten gegenseitill
akzeptieren uncl wenn beirle zusammen
leben könnten, gibt es Frieden.

Sie ha/ten r/ie Trennung für illuxtrisch?
E.S.: Ja, uncl zwar aus zwei Cründen.
Um zu trennen, beclarf cs militäri-
scher, physischer Mittel. Separation ist
nichts Naturwüchsi8cs. Wcnn Sie lhren
Nachb,rrn gegentilrer lrohnen isl das
nicht Trennung, sonclern ein nachbar-
schaftl iches Miteinander Separation ist
eigentlich nur eine neuc Bczcichnung für
Besatzun8. Frühcr sprach man von mili-
tärischer BesatzunB, seit Osk) spricht man
von ,, Friedcnsprozess", und nun gibt es
dafür den neuen Begriff Separation.
Nehmen Sic zum Beispiel d.,n C,r./,r-
Streifen: Separation bedeutet noch höhe-
re Stacheldrähte, eine noch bessere tech-
nische Uberwachung. Die Menschen sincl
eingeschlossen und die lsraelis draussen
bestimmcn, ob die Milch hineinkommt
ocler nicht, ob die Menschcn hincinkiin-
nen oder nicht. Der hollänclische Begriff
für Separation lautet Aparthci(1.
M.K.: Aber ihr in der Schweiz, seid i lrr
etwa für Separation?
(Cel;, hterr Stpllt cut h \or, in (lcr Schwei/
würde man eine Mauer bauen, nur weil
es Konfliktc zwischcn verschieclerrerr
Crup-pen gibt. Dies ist dor:h kein natür-
l icher Prozess. Was normal ist, ist die
Frage, wie man sich einigen kann! Das
Problem mit clcm Zionismus ist, dass es
nicht darum lleht, zu integrieren, sich mit



Und selbst wenn es einen israelischen
und einen palästinensischen Staat gäbe,
würde lsrael ein binationaler Staat blei-
ben, der weiterhin das Land nur an Juden
und nicht an Araber verkaufen würde.
Das ist also keine Lösung. Die Frage der
Entkolonialisierung ist daher auch nicht
nur die Frage des Endes der Besatzung.

ls| die Separation eine Rea/ltät, die aus der
Kolonisierung entstanden ist ?
E.S.: Nein, die Separation ist die zeit-
gemässe Form des Militärherrschaft.
In allen Städten der Welt gibt es Ara-
bcrlnnen. In Paris, in New York, in Berlin,
in Zürich und in Basel. Nur in Tel Aviv,
einer orientalischen Stadt, gibt es keane
Araberlnnen, sie macht einen westlichen
Eindruck, obwohles auch im Westen Ara-
berlnnen gibt. Das ist Separation. Sie ist
nicht nur ein Konzept, sie ist ein Faktum.
M.K.: Allein die Tatsache, class die
Supermächte, die Herrschenden für dre
Separation sind, ist schon Crund genug,
dagegen zu sein. So einfach ist es. lch
glaube, dass die Palästinenserlnnen das
Recht auf Rückkehr haben. Das ist ein
gdnz wesenll iche5 Recht. Diese l-rage ist
nicht lösbar ohne Cleichberechtigung. Es
gibt viele Menschen, die nichts mit die-
sem Land zu tun haben und uns dennoch
aufzwingen wollen, dass es getrennt, dass
es anderen gegeben wird. Erst wenn
man für beide Seiten grundsätzlich die
glei, hen Rechte anerlennt. kann eine
Diskussion darüber beginnen, wie konkret
die Prohleme gelöst werden. ob es cine
Föderation geben soll oder Teilung oder
was auch immer Ohne Anerkennung
gleicher Rechte ist es unmöglich, aus die-
sem Kreis auszubrechen. Das ist wie bei
einem Trauma, wenn man dieses nicht

erkennt, kann man keine Zukunft darauf
aufbauen.

/-st 5eparation das Fundanrent des
Zionismus?
E,S,: Nicht des Zionismus, sondern des
Linkszionismus. Die Rechten haben nie
\on Scparalion I,e5prochen, sie woll.,n ein
Crossisrael! Das ist das grosse Paradox:
Shdron i(t eigenll ich kein Ret hler: :ein
Ursprung isl in der Arbeitspdrtei, im
sozialistischen Zionismus. Er stammt
aus der Bewegung, ciie ein Maximum
an freiem Boden mit einem Minimum
an Araberlnnen nur für Juden/Jüdinnen
will. Die ldee dcr Separalinn, wie :ie
auch die Cenfer Init iative propagiert,
ist eine Rationalisierung. Daher muss
man schauen, was das vor Ort konkret
bedeutet: Es heisst, dass die Strassen-
sperren zum Dauerzustand werden,
dass es eine dominierende Cesellschaft
gibt, die frei ist, und eine unterdrücKre,
die zur Trennung gezwungen wird. Die
Scpdr.rl ion findet ja auch zwischen paläs-
tinensischen Städten statt.
M,K.: Nehmen wir das Beispiel Caza:
Caza ist total abgetrennt. Das Problem der
Trennung ist das des Bewegungsrecht der
Pd lisl inens{.rlnncn. Wenn ir h aus Caz.r
ins Westjordanland m(ichte, müsste ich
durch lsrael. Dies geht aber nicht, denn
der Boden gehört den lsraelis. Also über
das Mcer/ Ach nein, das gehOrt ja auch
ihnen. Also durch die Luft? Aber nein, die
gehört auch ihnen. In dieser Situation ver-
suchen wir, ein würdiges Leben zu führen
und wollen Cleichberechtigung. Aber das
wollen sie auch nicht.
Wenn wir ein lsraeli und ein Palästinerr-
ser - über einen binationalen Staat
ndr  hdenken,  dann desha lb ,  we i l  w i r

helfen wollen, aus diesem Paradox
herauszukommcn; und um zu einem
Stdat 7u kommen, der dazu fähig i5l,
seine Bür-gerlnnen zu integrieren. Dann
könnten auch die palästinensischen
Flüchtl inge zurückkehren. Warum sollte
es möglich sein, Zehntausende Falachen
odcr Menschen aus Tasachstan u.a.
anzusieden, aber nicht, palästinensische
Bauern und Bäuerinnen wiederanzusie-
deln. Diese zu intcgrieren wäre doch
kein Problem!
E.S.: lm Ubrigen muss man bedenken,
dass 300 000 palästinensische Flüchtl ingc
in lsrael selbst als Binnenflüchtl inge
leben. Das ist doch ein gutes ArSument
gegen die demografische Cefahr. Sie sind
schon jetzt hier

Sre haben erwähnt, dass die tdee des
fridrschen Staates und die lclee cler
Separation ein Produkt des europäischen
Kolonialismus sei.
E.5.; Ja natürlich. lch sage sogar mehr:
S ie  s ind  aus  dem
Kolonialismus her-
vorgegangen und
in gewisser Weise
d ie  Rea l is ie rung
einer ldee des
Antisemitismus. Der
Antisemitismus und
der Zionismus gehen
beide von einem
,,Judenproblem" aus.
Die ,, jüclische Frage"
ist eine europäische
Frage.

UNO-Ieii ungspian vom 29. November
1917, nach dem Palästina in zwei Staaten
geteiit werden roilte.

Die beiden Regisseure Miche/ Khleifi (rechts) und fyal Sivan (links)



Die Wahlen 2005:
Ablenkung vom Status Quo
Am 9, Januar 2005 feierten die
westlichen Medien die palästinen-
sischen Präsidentschaftswahlen
und den Sieg des Fatah-Kandidaten
Mahmud Abbas als beachtlichen
Erfolg. Celobt wurde nicht nur die
,,Fairness und Rechtmässigkeit"
der Wahlen, sondern auch der
,gewaltlose Übe.gang zur Ara nach
Jassir Arafat".

lm Extremfall wurde dieser Optimismus
sogar mit dem ,,Erfolg" der Wahlen rm
lrak vom 30. januar in Verbindung
gebracht: Hier zeige sich das ,,Potential
der Demokratie, im Nahen Osten
Fuss zu fassen". Doch leider hat dies
nicht viel mit der Wahrheit zu tun.
Die vergangenen Wahlen läuten kerne
neue Ara ein, sondern unterstreichen
vielmehr, dass die amerikanisch-
israelische Einschüchterung und
Beherrschung der ganzen Region
weitergeht. Unter dem Deckmantel
der Demokratie werden auf zynische
Weise imperiale und koloniale Ziele
ver{olgt.

lm Rahmen der Besatzung
Zunächst sollte man bedenken, dass
die palästinensischen Wahlen im
Kontext einer brutalen 38-jährigen
Militärbesatzung stattgefunden haben.
Zudem herrschten spezielle Rahmen-
bedingungen, da seit Ausbruch der
Al-Aqsa-lntifada im September 2000
fast 4000 Palästinenserlnnen getötet
wurden. lm selben Zeitabschnitt kam es
auch zu tiefgreifenden Umwälzungen
im Leben der Palästinenserln nen,
hatte lsrael doch allen Aspekten ihrer
Existenz sowie ihrer sozialen und
nationalen Selbstbestimmung den
totalen Krieg angesag. Cleichzeitig
darf man nicht vergessen, dass zur
Zeit 8000 politische Cefangene in
israelischen Cefängnissen sitzen.
Auch einige demokratisch gewählte
Parlamentarier gehören dazu (2.8.
die Mitglieder des Palästinensischen
Legislativrats Husam Khader und
Marwan Barghouti). Dies macht klar,
wie weit es mit der lmmunität für
offiziell gewählte Pdlästinenserlnnen im

Der paläst/neni/sche Präsident Mahmud
Abbas

Rahmen der bestehenden israeliscnen
Besatzung her ist.

Wahlverhinderung und -abstinenz
Um die Wahlen ranken sich aber noch
weitere Mythen, die es zu entlarven
gilt. Mahmud Abbas, auch Abu Mazen
genannt, hat zwar mit 62% gesiegi,
tatsächlich haben sich an der Wahl
jedoch weniger als 46 % der 1 ,7 Mio.

Wahltag in Westbank

Wahlberechtigen beteili$. Der Crund
dafür ist, dass viele entweder den
Wahlboykott befolgten (Aufruf von
Hamas und lslamischer Jihad) oder
aber der ganzen Wahl oder den Kan-
didierenden misstrauten. Wer könnte
ihnen dies auch verübeln, angesichts
der Tatsache, dass die israelische
Armee in den 60 Tagen zwischen
dem Tod Arafats und dem Wahltag
105 Palästinenserlnnen getötet hat.
Ausserdem war die palästinensische
Diaspora - fünf Millionen Menschen
- von den Wahlen ausgeschlossen.
Dies zementiert die Teilung des paläs-
tinensischen Volkes und beraubt
die Flüchtlinge, die zwei Drittel
der Bevölkerung ausmachen, ihrer
Stimme.
Auch andere Unstimmigkeiten wider-

46 Mitglieder der palästinensischen
Wahlkommission legten inned Tagen
nach der Wahl ihre Amter nieder, mit
der Begründung, sie seien von Mahmud
Abbas' Mitarbeiterlnnen dazu gedrängt
worden, die Wahlverfahren kurzfristig
zu ändern; 25 000 Menschen blieben
am Crenzübergang von Rafah stecken
und konnten nicht in ihre Heimarone
gelangen, um von ihrem Wahlrecht
Cebrauch zu machen.

Befreiungspolitik in der Post-Arafat-
Ara
Trotzdem sollte man auch die Beweg-
gründe der Wählerlnnen nachvollzie-
hen. Mahmud Abbas' Sieg ist eine
Folge des enormen Machtvakuums, das
nach dem Tod Jassir Arafats entstanden
ist und in der Nationalbewegung für
grosse Unsicherheit gesorgt hat. Unter
DrucL der Kandidalur des populären
Fatah-Führers Marwan Barghouti war
Abbas gezwungen, gegenüber der
Basis der Hamas-Wählerschaft zu
beteuern, er werde die HaupLzüge
der von Arafat entworfenen nationalen
Befreiungspolitik weilerverfolgen,
was auch ein vollständiges Ende
der BesaLzung von 1967 sowie das
Rückkehrrecht der palästinensischen
Flüchtlinge beinhaltet. Abbas Sieg sollte
als Auftrag der. Fatah begriffen werden,
die wichtige Ubergangsphase von der
palästinensischen Nationalbewegung
zur Post-Arafat-Ara zu regeln.
Die USA und lsraelwerden nun grossen
Druck auf Abbas ausüben, damit er
Zugeständnisse bezüglich der nationalen
Rechte der Palästinenserlnnen macht.
Aber grundsätzlich wird sich wenig
ändern, solange die zionistischen
Ziele, die lsrael seit dem Ausbruch
der lntifada verfolgt, mit expliziter
oder stil lschweigender Unterstützung
der USA weiter umgesetzt werden.
Dazu zählen einerseils die schrittweise
Schwächung und Zerstörung der
Befreiungsbewegung und andererseits
die Strategie, das Leben in der Westbank
und im Cazastreifen so unerträglich zu
machen, dass die Palästinenserlnnen
ihr Land und ihre Häuser verlassen, um
sich auf die Suche nach einem besseren
Leben zu machen. Kurz gesagt: Was
bisher war, geht auch zukünftig weiter
- mit oder ohne Wahlen.

Toufic Haddad
Toufic Haddad ist zusammen mit fikva Honig-
Pa r n us H e rau sgebe r cl e r I i n ke n p al ästi n e n si s ch -
israelische Zeitung ,,Betuveen the lines"
ÜbeneEung aus dem Englischen: nw/mwleeen das Bild ..freier und [airer" Wahlen:

E"



Soda-Club: Der Trinhruassersprudler aus l l l iüvrl lNlI
illegaler Siedlung - mit Zollvergünstigung
Der Trinkwassersprudler Soda Club wird in vielen Crossverteilern der Schweiz
angeboten (Fust, Coop, EPA) und steht wohl auch in manchen Küchen von
Palästinafreundlnnen. Mit dem Cerät kann Trinkwasser mit CO^ zum Spruoerwasser
aufgepeppt werden. Die israelische Herstellerfirma bietet dazu noch zahlreiche
Aromakonzentrate, die aus dem Sprudelwasser Cola, Orangensaft oder ein anderes
künstliches Süssgetränk machen. Die Ceräte werden seit 1996 in der lndustriezone
der il legalen Siedlung Ma'ale Adumim östlich von Jerusalem in der Westbank und
die Aromakonzentrate seit 2003 in Ashkelon südlich von Tel Aviv produziert. Das
Unternehmen Soda Club gehört zu den grössten Siedlungserporteuren.
Auf ihrer Webseite versucht die Firma ihre Produktionssfätte für die Ceräte in der
Westbank als ,,nahe von Jerusalem" zu kaschieren; auf der Verpackung gibt sie
,,made in lsrael" an. Cegenüber den Schweizer Zollbehörden wird aber tatsächlich
die Siedlung Ma'ale Adumim als Produktionsstandort der Ceräte genannt. Die AK
Palästina in Tübingen, die wegen Umgehung des Freihandelsabkommens mit der
EU über die Firma recherchierte, erhielt von dieser selbst die gleiche Angabe.
Die Schweizer Behörden dürften also über die falsche Herkunfudeklaration auf den
Cerätepackungen informiert sein, wie auch über die geseEeswidrige Umgehung
des EFTA-Freihandelsabkommens, das Zollvergünstigungen für israelische Produke
(aber nicht aus den besezten Cebieten) vorsieht. Weder EU- noch Schweizer
Behörden haben bisher wirkame Massnahmen gegen dieses gesetzeswidrige
Verhalten ergriffen (siehe auch unseren Artikel im Palästina-lnfo von Frühling 04).
Das Beispiel von Soda Club zeigt, dass, wer Produke ,,made in lsrael" kauft, auch
Produkte aus illegalen Siedlungen in den besetzten Cebieten kauft und diese damit
unterstützt. Dies ist mit ein Crund, weshalb die Palästina-Solidarität Region Basel
mit 28 anderen Organisationen aus der Schweiz zu einem umfassenden Boykott
von Produkten aus lsrael und zu Sanktionen gegen diesen Staat aufruft.

Petition gegen das EFTA-
Freihandelsabkommen mit lsrael
PaSo Basel, PaKo Zürich u.a. sammeln Unterschriften gegen das Freihan-
delsabkommen der EFTA (darunter auch die Schweiz) mit lsrael. Das Abkommen
sieht zollvergünstigungen für Produkte vor, die in lsrael erzeu$ wurden
(geschliffene Diamanten, Lebensmittel etc.). Die Palästina-Solidarität wendet sich
gegen eine Vorzugsbehandlung und Begünstigung eines Staates, der permanent
gegen das Völkenecht und die Menschenrechte verstösst und seine nicht-jüdischen
Bürgerlnnen systematisch diskriminiert.

lhnaana Sharif & Heumann Pierre: Wo ist der Frieden? Wo ist die Demokratie? Der
palästinensische Witz: Krit ik, Selbstkrit ik und Uberlebenshilfe. Chronos Verlag 2001, ISBN
3-0340-0536-9.
Eine hintergründige witzesammlung, die den sarkastischen Humor zeigt, der es den
Palästinenserlnnen oft erlaubt, Distanz zum widrigen Besatzungsalltag zu schaffen.
Während vier Jahren sammelten und analysierten S. Kanaana, palästinensischer Ethnologe
an der Uni Bir Zeit, und P Heumann, schweizerischer Journalist bei verschiedenen
Tageszeitungen, Witze und Legenden.

Warschawski, Michael: Mit Höllentempo. Die Krise der israelischen Cesellschaft. Nautilus
Verlag 2004, ISBN 3-B9401-448-2.
Ein Buch über die Zerrüttung der israelischen Cesellschaft, die Verrohung von Sprache und
Einstellungen vor dem Hintergrund von Besatzung und Krieg gegen die palästinensische
Bevölkerung.

Neidhardt, Irit (Hg.): Mit dem Konflikt leben!? Berichte und Analysen von Linken aus
lsrael und Palästina. Unrast Verlag 2003, ISBN 3-89771-010-2.
Der Sammelband beleuchtet in verschiedenen Artikeln uns wenie vertraute Themen.
Er belegt die Heterogenität und die starke Hierarchie der palästinensisch-israelischen
Bevölkerune.




